Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2799 


Sachgebiet 611 


Der Bundesminister Bonn, den 5. November 1971 

für Wirtsciiaft und Finanzen 

F/IV/B 6- S 2370 -87/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einkommensteuer-r Lohnsteuerbefreiung für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Picard, Hussing, 
Stahlberg, Haase (Kassel , Baier und Genossen 
- Drudcsadie VI/2746 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Wie groß ist die Zahl der Lohnsteuerpflichtigen, die in den 

Jahren 1968, 1969, 1970 und 1971 

a) die genannte Steuerbefreiung geltend gemacht haben, 

b) wegen Überschreitung der Jahresverdienstgrenze die Steuer- 
befreiung einbüßten? 

a) Lohnsteuerpflichtige, die die Steuerfreiheit von Zuschlägen 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit in den Jahren 
1968 bis 1971 geltend gemacht haben (- fortgeschrieben nach 
den Angaben des Mikrozensus 1965 -) ; 

1968 1969 1970 1971 

(Anzahl in 1000) 

2900 2980 3050 3120 

b) Lohnsteuerpflichtige, die wegen Überschreitung der Jahres- 
verdienstgrenze die Steuerbefreiung der Zuschläge für Sonn- 
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit, verloren haben (- Schät- 
zung-); 

1968 1969 1970 1971 

(Anzahl in 1000) 

18 18 19 19 
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2. Hält die Bundesregierung eine Erhöhung der Jahresverdienst- 
grenze von 24 000 DM für angezeigt? 

Die Bundesregierung hält eine Aufhebung der Jahresverdienst- 
grenze von 24 000 DM im Zweiten Steuerreformgesetz für an- 
gezeigt. Es darf hierzu auf den entsprechenden Beschluß des 
Bundeskabinetts vom 28./29. Oktober 1971 hingewiesen wer- 
den. 


3. Wie steht die Bundesregierung zur Frage einer gleitenden Jah- 
resverdienstgrenze? 

Ab dem Zeitpunkt der Aufhebung wird die Frage nach einer 
gleitenden Jahresverdienstgrenze gegenstandslos. 


4. Hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung fest, daß die 
Frage der Jahresverdienstgrenze erst im Zusammenhang mit der 
sogenannten Steuerreform überprüft werden sollte, oder ist sie 
nicht der Meinung, daß die Lohnentwicklung schon jetzt zu einer 
Erhöhung der Lohngrenze Anlaß gibt, zumal verschiedene Gre- 
mien der größeren Regierungspartei bereits wiederholt eine Er- 
höhuna der Grenze gefordert haben? 

Eine vorzeitige Aufhebung oder Anhebung der Jahresverdienst- 
grenze für die Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des Zweiten 
Steuerreformgesetzes hält die Bundesregierung nicht für ver- 
tretbar, weil dadurch Fragen aufgeworfen würden, die nicht 
unabhängig von der Steuerreform gelöst werden können. 


Auch kann für die kurze Übergangszeit eine Härteregelung 
etwa derart, daß beim überschreiten der 24 000 DM-Grenze erst 
stufenweise auf die volle Besteuerung übergeleitet wird (glei- 
tende Jahresverdienstgrenze) nicht in Betracht gezogen werden. 
Eine solche Härteregelung könnte nur sehr kompliziert aus- 
gestaltet werden und sie würde, da die gleitende Grenze bereits 
im Abzugs verfahren beachtet werden müßte, vor allem die Ar- 
beitgeber bei der Lohnsteuerberechnung vor schwer lösbare 
Probleme stellen. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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